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Der Finanzplatz Schweiz ist zu mindest bis vor wenigen Monaten eine Erfolgs-

geschichte. In kaum einem anderen Land ist der Anteil der Beschäftigten im 

Finanzbereich mit über 5 Prozent so gross wie in der der Schweiz. Auch der 

Beitrag der Wertschöpfung zum Volkseinkommen ist mit gut 14 Prozent über-

durchschnittlich hoch. Die Gründe, weshalb die Schweiz sich zu einem der er-

folgreichsten Finanzplätze der Welt entwickelt hat, sind leicht zu finden. Doch 

vergangener Erfolg bietet keine Garantie für künftigen Erfolg. Dieser muss 

dauernd neu erkämpft werden. In einer globalisierten Welt kann sich die Kon-

kurrenzsituation rasch und dramatisch ändern. Nichts wäre gefährlicher als zu 

glauben, dass der Finanzplatz Schweiz wegen seiner langen Erfolgsgeschichte 

noch viele Jahre weiter auf der Erfolgswelle reiten könne. Wie nahe im Finanz-

sektor Erfolg und Misserfolg beieinander liegen können, zeigt die jüngste Ent-

wicklung der schweizerischen Grossbanken: Vor wenigen Monaten mit Re-

kordgewinnen in Siegerpose – Heute mit Milliardenverlusten im Elend. Noch 

lässt sich der Schaden für den Finanzplatz nicht abschätzen.  

Es ist nicht zum ersten Mal, dass der schweizerische Finanzplatz unter Druck 

geraten ist. Dass unsere Nachbarländer im Zusammenhang mit Steuerhinter-

ziehung Kritik am Bankgeheimnis und am Finanzplatz üben, gehört schon fast 

zum guten Ton. Problematischer ist der Schatten, den die Verluste der Gross-

banken auf den Finanzplatz werfen. Wie gross der Reputationsverlust ist, lässt 

sich am Rückgang der Börsenkapitalisierung ablesen. Bei der UBS übersteigt 

er mit rund 90 Milliarden Franken das Ausmass der Kreditverluste um ein 

Mehrfaches. Noch im letzten Herbst rangierte die UBS gemessen an der Bör-

senkapitalisierung unter den zehn grössten Banken der Welt. Inzwischen ist 

sie nicht einmal mehr unter den ersten zwanzig zu finden. Während im Inland 

die mittleren und kleinen Banken aus dem Debakel der Grossbanken Nutzen 

zu ziehen versuchen, machen sich die von der Kreditkrise weniger betroffenen 
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ausländischen Banken daran, ein möglichst grosses Stück vom Vermögens-

verwaltungskuchen der Schweizer Banken abzuschneiden.  

Die aktuellen Probleme haben den Vorteil, dass losgelöst von den vergange-

nen Erfolgen über die Zukunft  des Schweizerischen Finanzplatzes nachge-

dacht werden kann. Erfolge machen nicht nur Manager häufig blind, sie verzer-

ren auch die Optik der Prognostiker. Im Ausland, aber auch in linken und kirch-

lichen Kreisen in der Schweiz wird immer wieder die These aufgestellt, dass 

der Erfolg des schweizerischen Finanzplatzes vornehmlich auf das im Jahre 

1935 eingeführte schweizerische Bankgeheimnis zurückzuführen sei. Eine sol-

che Erklärung greift zu kurz. Vor allem liefert sie keine Begründung für den Er-

folg der Schweizer Banken vor der Einführung des Bankgeheimnisses. Das 

Bankgeheimnis reicht zum Aufbau eines erfolgreichen Finanzplatzes nicht aus. 

Diese Erfahrung mussten einige Länder machen, die mit der Einführung eines 

noch strikteren Bankgeheimnisses erfolglos versuchten, den Erfolg des Fi-

nanzplatzes Schweiz zu kopieren.  

Die Relativierung der Bedeutung des Bankgeheimnisses bedeutet nicht, dass 

dieses für den Finanzplatz unwichtig wäre. Im Gegenteil, in einer Zeit in der die 

Privatsphäre durch die Staaten und ihre Bürokratie immer mehr aufgebrochen 

wird, gewinnt das Bankgeheimnis laufend an Bedeutung. Die Tatsache, dass 

das Bankgeheimnis Steuerhinterziehung begünstigen kann, reicht als Argu-

ment zur Preisgabe des Bankgeheimnisses nicht aus. Wer Steuern hinterzie-

hen will, würde dies auch nach der Abschaffung des Bankgeheimnisses tun.  

Der Erfolg des Finanzplatzes Schweiz entspringt keinem Zufall. Er ist das Er-

gebnis eines Zusammentreffens günstiger monetärer, wirtschaftlicher und po-

litischer Faktoren. Auf diejenigen, die für die künftig Entwicklung von Bedeu-

tung sind, wird im Folgenden etwas näher eingegangen.  

Die Schweiz ist ein traditionelles Kapitalexportland. Die Gründe liegen einer-

seits darin, dass die inländische Kreditnachfrage bis ins 18. Jahrhundert be-

scheiden war. Im Gegensatz zu vielen ausländischen Staaten betrieb die 



   

 3/13  

öffentliche Hand  in der Schweiz keine Schuldenpolitik. Andererseits, und das 

gilt auch heute noch, war das internationale Kreditangebot wegen der enormen 

Überschüsse in der schweizerischen Ertragsbilanz gross. Dazu kam, dass als 

Folge der Kriege, Revolutionen, Inflationen und des Währungszerfals im 

Ausland immer wieder Fluchtgelder in die Schweiz flossen. Der daraus resul-

tierende Geldüberhang prägte das monetäre Geschehen in der Schweiz. Für 

die Notenbank war er wegen der damit verbunden Probleme für die Preis-

stabilität oder den Wechselkurs eine immer wiederkehrende Herausforderung. 

Die Gründung der Bank Leu vor gut 250 Jahren durch den Kanton Zürich war 

beispielsweise ein Versuch, den Zinsverfall zu stoppen und überschüssige 

Kaufkraft mit Hilfe der Bank Ertrag bringend ins Ausland abzuleiten. Solche 

historische Reminiszenzen könnten noch viele aufgezählt werden. Für die 

Banken waren der Sparüberschuss und der Kapitalzustrom eine fruchtbare 

Basis für das internationale Bankgeschäft und die Vermögensverwaltung. Poli-

tische, wirtschaftliche und monetäre Stabilität sind zusammen mit Überschüs-

sen in der Zahlungs- bzw. Ertragsbilanz günstige Voraussetzungen für die 

internationale Verwendung einer Währung.  

Die Schweiz hatte weder die Absicht noch die Möglichkeit, ein führendes Re-

servezentrum der Welt zu werden. Dazu war die schweizerische Volkswirt-

schaft zu klein. Die immer wiederkehrenden politischen und monetären Proble-

me im Ausland trugen allerdings dazu bei, dass der Schweizerfranken häufig in 

die Rolle einer „Ersatzwährung“ hineingedrängt wurde. Daraus ergaben sich 

für die Schweiz auch Vorteile. So waren die Ausländer wegen der Stabilität des 

Frankens bereit, selbst bei niedrigen Realzinsen in grossem Umfang Schwei-

zerfrankenguthaben zu halten. Von den tiefen Zinsen profitierten Finanzplatz 

und Wirtschaft gleichermassen. Die Banken bauten ihre internationalen Fi-

nanzgeschäfte aus und die Schweiz stieg zu einem bedeutenden Finanzplatz 

auf.   

Vor allem im 20. Jahrhundert, das durch zwei Weltkriege, Revolutionen, Infla-

tion und Protektionismus geprägt war, kamen die Vorteile der Schweiz zum 
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Tragen. Die internen politischen Verhältnisse waren so stabil, dass sich die 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen einigermassen zuverlässig prognostizie-

ren liessen. Investoren und Anleger mussten nie mit unangenehmen Überra-

schungen rechnen. Dank Föderalismus und Steuerwettbewerb hielten sich die 

fiskalischen Belastungen in Schranken. Die Schweiz wies die geringste 

Inflation auf. Anlagen in Schweizerfranken behielten ihren Wert. Hinzu kam, 

dass der Franken auch für Ausländer immer konvertibel war. Nach dem Über-

gang zu flexiblen Wechselkursen wertete sich der Schweizerfranken während 

vielen Jahren stark auf. Dies machte Schweizerfrankenanlagen noch populä-

rer. Kurzum, im 20. Jahrhundert herrschte ein ideales Umfeld für Banken und 

Versicherungen.  

Die Vorteile haben in den vergangenen Jahren zu erodieren begonnen. Immer 

mehr Länder verfolgen eine auf Preisstabilität ausgerichtete Geldpolitik. Die 

Einführung des Euro brachte den europäischen Ländern eine lang anhaltende 

Periode mit Preisstabilität, niedrigeren Zinsen und einer relativ stabilen und 

starken Währung. Der Fall des eisernen Vorhangs reduzierte das Risiko militä-

rischer Auseinandersetzungen. Gleichzeitig veränderten die Liberalisierungen 

im Welthandel und im Kapitalverkehr die Wettbewerbssituation auf den Finanz-

märkten. Die schweizerischen Banken und Versicherungen mussten sich auf 

die neuen Gegebenheiten einstellen.   

Obwohl sich wichtige Veränderungen bereits in den 1980er Jahren abzuzeich-

nen begannen, fielen die Gewinne der Schweizer Banken weiterhin sehr hoch 

aus. Der florierende Welthandel und die Liberalisierungen schufen zusammen 

mit dem weltweiten Rückgang der Zinsen ein ideales Umfeld für die internatio-

nal tätigen Banken und Versicherungen. Die Aktien- und Obligationenmärkte 

florierten und warfen hohe Gewinne ab. Davon profitierten auch die im Wertpa-

piergeschäft tätigen Schweizer Banken. Der Übergang zu flexiblen Wechsel-

kurse und die Möglichkeit auf ausländischen Finanzmärkten zu investieren, wie 

auch die Schaffung neuer, komplexer Finanzinstrumente führte zu einer stei-

genden Nachfrage nach Beratung. Vor dem Hintergrund der zunehmenden 
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Komplexität im Finanzbereich und der Stellung der Schweizerbanken im inter-

nationalen Geschäft ist es erstaunlich, dass zur damaligen Zeit die schweizeri-

schen Hochschulen keine Ausbildung in Finanzmarkttheorie anboten. Erst in 

der zweiten Hälfte der 1980er Jahre machten sich einige wenige jüngere Wis-

senschafter an den schweizerischen Universitäten daran, die Forschungslücke 

gegenüber dem Ausland etwas zu schliessen. Der Forschungsrückstand ge-

genüber den angelsächsischen Finanzplätzen war damals enorm. Kurzfristig 

hatte dies keine sichtbaren negativen Auswirkungen. Die Schweizer Banken 

fühlten sich in ihrem „geschützten“ Revier sicher. Das Bedürfnis an Mitarbei-

tern mit fundierten theoretischen Kenntnissen war gering. Das Bankgeheimnis, 

der starke Schweizerfranken und niedrige Steuern reichten für eine finanziell 

erfolgreiche Tätigkeit aus. Die langfristigen Folgen der Versäumnisse einer 

professionellen Hochschulausbildung sind gravierender. Ich würde nicht aus-

schliessen, dass ein Teil der gegenwärtigen Bankenprobleme ihre Ursache in 

der damaligen Ausbildungsmisere hat. Einige der Studenten, die sich in den 

1980er Jahren nicht mit der modernen Finanzmarkttheorie vertraut machen 

konnten, sind heute in leitenden Funktionen bei Banken und Versicherungen 

tätig. Als Verwaltungsräte oder Geschäftsleitungsmitglieder müssen sie über 

Strategien und Geschäfte entscheiden, bei denen eine fundierte Ausbildung 

nützlich wäre. Die Beurteilung der Risiken in den Finanzmärkten erfordert 

Kenntnisse der neuen Finanzinstrumente und der diesen zu Grunde liegenden 

statistischen Methoden und mathematischen Modelle. Ohne solche Kenntnisse 

ist es schwierig, die Risiken und Möglichkeiten der neuen Finanzmarktinstru-

mente  abzuschätzen. Der Rückgriff auf angelsächsische Experten hat sich 

nicht immer als glücklich erwiesen. Die Kultur im angelsächsischen Banken-

geschäft unterscheidet sich von dem durch das Vermögensverwaltungsge-

schäft geprägten eher risikoscheuen Denken im schweizerischen Bankwesen.     

Seit den 1980er Jahren hat sich die Ausbildungssituation im Bereich der Fi-

nanzmarkttheorie wesentlich verbessert. Dennoch wären die Banken und Ver-

sicherungen gut beraten, wenn sie die Forschung und Lehre im Bereich der 



   

 6/13  

Finanzmarkttheorie und Volkswirtschaft nachhaltig unterstützen und fördern 

würden. So angelegtes Geld wirft auf die Dauer einen höheren Nutzen ab als 

vieles von dem, was heute unter dem Stichwort „Sponsoring“ ausgegeben 

wird.  

Die Entwicklung und Spezialisierung auf den internationalen Finanzmärkten 

brachten es mit sich, dass das von den schweizerischen Banken betriebene 

Universalbanken Konzept immer wieder zur Diskussion stand. Bereits Anfangs 

der 1990er Jahre wurde die Frage intensiv diskutiert, ob es für die schweize-

rischen Grossbanken Sinn macht, im Investment Banking Fuss zu fassen und 

die Aktivitäten in den USA stark auszubauen. Die Gewinne der amerikanischen 

Investment Banken und die von den Führungskräften eingestrichenen Einkom-

men und Boni sandten verführerische Signale aus. Vor allem die mittleren und 

kleineren der schweizerischen Banken entschieden sich mit Erfolg für das tra-

ditionelle Vermögensverwaltungsgeschäft. Dafür sprachen Erfahrung, Zuver-

lässigkeit und Glaubwürdigkeit der Schweizer Banken, sowie das wirtschaftli-

che und politische Umfeld. Die Grossbanken konnten sich nicht zu diesem 

Schritt entscheiden. Während die Credit Suisse dem Investment Banking 

schon früh eine zentrale Bedeutung zumass, hielt sich die UBS relativ lange 

zurück. Böse Zungen behaupten, dass die Entscheidung zu Gunsten des In-

vestment Banking letztlich auch etwas damit zu tun hatte, dass in diesem Be-

reich die höchsten Managemententschädigungen bezahlt werden.  

Von Seiten der Aktionäre wurde vor einem starken Ausbau des Investment 

Banking gewarnt, da sich Vermögensverwaltung und Investment Banking unter 

dem gleichen Dach nur schlecht vertragen. Im Investment Banking sei immer 

wieder mit grossen Verlusten zu rechnen. Solche seien der Glaubwürdigkeit 

des Vermögensverwaltungsgeschäfts und der Börsenbewertung abträglich. 

Für eine Vermögensverwaltungsbank ist letztlich deren Glaubwürdigkeit der 

Schlüssel zum Erfolg.    
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Unter dem Eindruck der jüngsten Milliardenverluste sind die Diskussionen über 

die von den Grossbanken einzuschlagende Strategie wieder aufgeflammt. Die 

Chancen der Aktionäre, diese Diskussion mit einer Neubesetzung von Verwal-

tungsräten in ihre Richtung zu beeinflussen, sind allerdings gering. Die Stel-

lung der Aktionäre in der Schweiz ist nach wie vor schwach. Das Depotstimm-

recht, die Möglichkeit mit ausgeliehenen Aktien zu stimmen, die Stimmrechte 

der Anlagefonds und der Mitarbeiter, wie auch die Stimmen von befreundeten 

Banken, Versicherungen oder Konzernen erschweren die Durchsetzung der 

Aktionärsinteressen enorm. Unter dem Stichwort „Schutz der kleinen Aktionä-

re“ sind in den letzten Jahren zudem Regulierungen in Kraft gesetzt worden, 

die den Aufbau kontrollierender oder grösserer Beteiligungen erschweren. 

Viele der neuen Regulierungen stärken die ohnehin schon mächtige Stellung 

des Verwaltungsrates und des Managements zusätzlich. Diese Machtverhält-

nisse müssen geändert werden. Auf die Dauer hat der Finanzplatz Schweiz 

nur dann eine Chance zum Überleben, wenn die Stellung der Aktionäre so ver-

bessert wird, dass der Druck auf den Verwaltungsrat und das Management zur 

Maximierung des langfristigen Shareholder Values gross ist und bei Fehlent-

wicklungen die verantwortlichen Verwaltungsräte auswechselt und neue Stra-

tegien in die Wege geleitet werden können.  

Bis vor wenigen Jahren hat die Schweizerische Bankenkommission die für gro-

be Fehlentscheidungen oder grosse Verluste verantwortlichen Verwaltungsräte 

und Manager rasch zum Rücktritt veranlasst. Dafür gibt es bekannte und weni-

ger bekannte Beispiele. Dieses Mal dauerte es eine lange Zeit, bis der Rücktritt 

des UBS Verwaltungsratspräsidenten erfolgte. Ob das Zuwarten damit zusam-

menhing, dass der Präsident der Bankenkommission ein früherer Generaldi-

rektor der UBS war, sei dahingestellt. Für die Glaubwürdigkeit des Finanzplat-

zes wäre es allerdings von Vorteil, wenn die Bankenkommission nicht von Per-

sönlichkeiten präsidiert wird, die wegen ihrer früheren Tätigkeit Zweifel an der 

Unabhängigkeit der Bankenkommission geben könnten.  
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Es ist problematisch, wenn wegen der Komplexität der Bankgeschäfte frühere 

Manager in die Aufsichtsgremien gewählt werden. Echte oder vermutete Inte-

ressenskonflikte sind vorprogrammiert. Der Bankenkommission dürfen aber 

auch nicht Aufgaben übertragen werden, die diese weder erfüllen kann noch 

übernehmen sollte. Es kann nicht Aufgabe der Bankenaufsicht sein, die Risi-

ken der Banken im Detail zu überwachen oder zu regulieren. Die Komplexität 

der heutigen Bankgeschäfte und vor allem die Grösse einzelner Banken haben 

ein Ausmass erreicht, dass selbst Insider keinen zuverlässigen Überblick über 

die Risikosituation haben. Die Aufsichtsbehörden können bestenfalls überprü-

fen, ob eine Bank adäquate personelle und organisatorische Massnahmen zur 

Risikokontrolle und zu deren Überwachung ergriffen hat. Bei der Risikokontrol-

le sollte darauf geachtet werden, dass die Risiken der Bankgeschäfte nicht iso-

liert sondern gemeinsam mit den Anreizstrukturen der für die Geschäfte ver-

antwortlichen Mitarbeiter analysiert werden. Beim Auftreten von Problemen 

sollte die Bankenkommission zusammen mit den Revisionsstellen die Verant-

wortlichkeit für die Fehlentwicklungen abklären und anschliessend die notwen-

digen personellen und organisatorischen Änderungen in die Wege leiten. Die-

ser Aufgabe kommt deshalb spezielles Gewicht zu, weil die Aktionäre nicht 

oder erst mit Verspätung auf Fehlentwicklungen reagieren können. Ein Hinaus-

schieben personeller Wechsel untergräbt sowohl  die Glaubwürdigkeit der be-

treffenden Bank als auch diejenige des Finanzplatzes.  

Die Bedeutung der institutionellen Rahmenbedingungen für den Erfolg oder 

Misserfolg eines Finanzplatzes wird von den Politikern und Aufsichtsbehörden 

trotz gegenteiliger Behauptungen unterschätzt. Die Schweiz sollte bei der 

Übernahme ausländischer Regeln wieder zurückhaltender werden. In den 

letzten Jahren hat der Eindruck überhand genommen, dass die Aufsichtsbe-

hörden ausländische Regulierungen zu rasch kopieren, häufig unverändert 

übernehmen und bei deren praktischen Umsetzung noch verschärfen. Das 

moralisierende und bürokratische, manchmal jeden Bezug zur Realität 

vermissende Vorgehen bei der Regulierung des Finanzplatzes ist einer gedeih-
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lichen Entwicklung hinderlich. Das gilt für Vorschriften im Zusammenhang mit 

der Geldwäscherei genau so wie für zahlreiche Börsenvorschriften. Wenn 

beispielsweise die Börsenaufsicht eine Gesellschaft im Zusammenhang mit 

der ad hoc Meldepflicht verwarnt, weil sie den Wechsel in der Leitung der 

Personalabteilung nicht korrekt meldete, gleichzeitig aber untätig zuschaut, wie 

im Markt über Milliardenverluste einer Grossbanken diskutiert wird, bevor die 

Öffentlichkeit davon Kenntnis hat, dann sind Zweifel an der Ernsthaftigkeit der 

Arbeit der Aufsichtsbehörde angebracht.  

Eng gefasste Vorschriften können unerwünschte und unvorhergesehene Aus-

wirkungen nach sich ziehen. Diese Erfahrung mussten auch die amerikani-

schen Aufsichtsbehörden machen. Die vielen im Gefolge von Wirtschaftsskan-

dalen eingeführten Regulierungen wie auch rigide Buchführungsvorschriften 

für kotierte Gesellschaften haben dazu geführt, dass immer mehr ausländische 

Unternehmungen sich von der New York Stock Exchange verabschieden. 

Gleichzeitig hat die Zahl der Gesellschaften, die sich an dieser Börse kotieren 

wollen, deutlich abgenommen. Immer mehr amerikanische Gesellschaften zie-

hen es vor, ihre Aktien an ausländischen Börsen zu platzieren. Im letzten Jahr 

waren es bereits rund 10 Prozent der IPO-Gesellschaften. In den USA wird 

befürchtet, dass wegen dieser Abwanderungen der amerikanische Kapital-

markt an Bedeutung verliert. Den schweizerischen Aufsichtsbehörden sollte 

dies eine Warnung sein.  

Wir rasch und mit welchen unvorhergesehenen Konsequenzen die Finanz-

märkte auf Regulierungen reagieren, haben die unter dem Stichwort Basel II 

neu eingeführten Eigenkapitalvorschriften für Banken gezeigt. Die höheren Ei-

genmittelunterlagen für risikoreichere Geschäfte haben zu einer Auslagerung 

eines Teils dieser Geschäfte aus den Bankbilanzen in speziell dafür geschaffe-

ne Wertpapiere und Gesellschaften geführt. Die risikoreichen Hypothekarge-

schäfte verschwanden allerdings nicht. In Form von verbrieften Wertpapieren 

flossen sie auf Umwegen wieder zurück in die Bankbilanzen zurück.  
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Finanzplätze sind keine statischen Gefilde. Deren Struktur verändert sich lau-

fend. Immer mehr Bankgeschäfte werden nicht zuletzt wegen der Bankenregu-

lierungen von neu geschaffenen Finanzgesellschaften wie Hedge Fonds oder 

Private Equity Gesellschaften übernommen. Wenn die Schweiz ihre Stellung 

als wichtiger Finanzplatz behalten will, muss sie einerseits dafür sorgen, dass 

die bestehenden Regulierungen, Gesetze und Steuern Veränderungen im Fi-

nanzbereich nicht behindern. Andererseits sollte aber auch den Banken die 

Chance gegeben werden, mit gleichlangen Spiessen gegen die neuen Gesell-

schaften kämpfen zu können.  

Im Anschluss an die Milliardenverluste im amerikanischen Hypothekengeschäft 

wird in zahlreichen Ländern – auch in der Schweiz - über zusätzliche Regulie-

rungen und eine verstärkte Überwachungen der Banken diskutiert. Die 

Schweiz sollte sich davon nicht beeinflussen lassen. Ein dichtes Regulierungs-

netz hat selten Verluste verhindert. Viel eher haben zu viele Regulierungen die 

Risikobereitschaft der Banken gefördert und damit Verluste begünstigt. Statt 

das Heil in neuen Regulierungen zu suchen, sollte die Schweiz das Finanzsys-

tem durch die Verbesserung und den Ausbau der Finanzmärkte zu stärken 

versuchen. Beispielsweise könnten der Börsenhandel mit neu entwickelten 

Finanzmarktinstrumenten organisiert werden. Frei funktionierende Märkte lie-

fern viel mehr Informationen über den Wert und die Risiken von Finanzproduk-

ten als mathematische Modelle oder Vorschriften zur buchhalterischen Bewer-

tung neuer Finanzmarktinstrumente. 

Im Weiteren müssen die Rechte der Aktionäre verstärkt werden. Eine wirksa-

mere Kontrolle des Verwaltungsrates und der Manager durch die Aktionäre 

begünstigt nicht nur die dynamische Anpassung der Banken und Versicherun-

gen an ein verändertes Umfeld, sie hilft auch mit, Fehlentwicklungen wegen 

des Eingehens zu grosser Risiken zu verhindern.                            

Das mikroökonomische Umfeld – Steuern, Vorschriften und Regulierungen – 

ist für den Weiterbestand des Finanzplatzes Schweiz von zentraler Bedeutung. 
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Eine ähnlich wichtige Bedeutung hat auch das makroökonomische Umfeld. 

Eine entscheidende Rolle kommt dabei der Geldpolitik zu. Beispielsweise wür-

de eine Preisgabe des Schweizerfrankens als eigenständige Währung und die 

Übernahme des Euro die Position des Schweizer Finanzplatzes enorm schwä-

chen. Der Schweizerfranken spielt im internationalen Währungsgeschehen 

nach wie vor eine wichtige Rolle. Vor allem nach der Einführung des Euro ist 

die Zahl der Währungen, die sich zur Diversifikation bei den Anlagen oder bei 

der Verschuldung eignen, stark zurückgegangen. Als Folge davon hat die re-

lative Bedeutung des Schweizerfrankens im internationalen Finanzgeschäft 

zugenommen. Davon profitieren sowohl der Finanzplatz als auch die übrige 

Wirtschaft.  

Eine stabile, auf Preisstabilität ausgerichtete Geldpolitik stärkt auch die finan-

zielle Basis der Banken. Das Ausbleiben grosser Konjunktur-, Zins- und Infla-

tionsschwankungen reduziert das Risiko von Kreditverlusten nachhaltig und 

trägt damit zu einem gleichmässigen Ertragsstrom bei den Banken bei. Auch 

wenn im Moment der relative Vorteil der schweizerischen Geldpolitik im inter-

nationalen Umfeld nicht besonders gross erscheint, muss diesem Aspekt den-

noch weiterhin grosse Beachtung geschenkt werden. Zur Zeit wird auf die füh-

renden Notenbanken in den Industrieländern vermehrt Druck ausgeübt, den 

konjunkturellen Gesichtspunkten oder der Stabilität des Bankensektors mehr 

Gewicht beizumessen als der Preisstabilität. Dies könnte zu Inflation ausser-

halb der Schweiz führen und die Attraktivität des Schweizerfrankens erhöhen.  

Die Schweiz muss alles daran setzten, um ihre Eigenständigkeit bei der Fest-

setzung der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen zu bewahren. Den 

Forderungen der EU nach Harmonisierung der schweizerischen Steuern oder 

Bankenregulierungen mit denjenigen der EU darf nicht nachgegeben werden. 

So schön Harmonisierungsschalmeien auch klingen, die Schweiz darf ihnen 

nicht verfallen. Harmonisierung bedeutet meistens Ausschalten des politischen 

Wettbewerbs und eine Anpassung an schlechtere Rahmenbedingungen. Die 

Schweiz muss sich in ihrer Wirtschaftspolitik mit den besten Ländern auf der 
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Welt vergleichen. Die vom sozialistischen Gedankengut geprägten EU-Länder 

sind als wirtschaftspolitischer Leitstern immer weniger brauchbar. Der Erfolg 

der schweizerischen Wirtschaft und des Schweizer Finanzplatzes basiert auf 

einem liberalen Wirtschaftsmodell. Statt in den Chor der regulierungsfreudigen 

Politiker im In- und Ausland einzustimmen und der Bevölkerung den Glauben 

zu vermitteln, dass ein dichteres Regelwerk und eine stärkere Überwachung 

der Banken zu mehr Stabilität und Erfolg führe, müssen die liberalen Postulate 

wieder mit grösserer Konsequenz vertreten werden. Statt den Spielraum der 

Banken einschränken, muss ihnen ein Umfeld gestaltet werden, das eine ra-

sche und effiziente Anpassung an neue Wettbewerbsverhältnisse ermöglicht.  

Das Erkennen von Veränderungen auf den internationalen Finanzmärkten und 

die Fähigkeit daraus die richtigen Rückschlüsse für die künftige Strategie zu 

ziehen, erfordert gut ausgebildete und gut geschulte Arbeitskräfte. Dies gilt für 

alle Sparten des Bankgeschäftes, insbesondere aber auch für das Vermögens-

verwaltungsgeschäft. Trotz der Fortschritte in der Informatik und trotz der Stan-

dardisierung vieler Finanzprodukte ist das Bankgeschäft weiterhin ein von Per-

sonen getragenes Dienstleistungsgeschäft. Eine der grossen Stärken der 

Schweiz im Banken- und vor allem im Vermögensverwaltungsgeschäft war und 

ist die Qualität der Bankmitarbeiter. Deren fachliche und sprachliche Fähigkei-

ten, deren Vertrauenswürdigkeit und Bereitschaft auf Kundenwünsche einzu-

gehen, bilden eine hervorragende Basis für die Entwicklung neuer und die 

Stärkung alter Kundenbeziehungen. Das personengetragene Bankgeschäft ist 

nicht tot, sondern hat gerade in unserer sonst von Internet und Elektronik ge-

prägten Gesellschaft eine erfolgsversprechende Zukunft. Beratung im 

Bankensektor wird weiterhin gefragt bleiben.  

Unabhängig davon, auf welche Bereiche sich die Banken in den kommenden 

Jahren konzentrieren wollen, die Qualität der Mitarbeiter wird für den Erfolg 

entscheidend sein. Aus diesem Grund ist es wichtig, dass die Ausbildung an 

den schweizerischen Universitäten mit derjenigen an den besten ausländi-

schen Hochschulen Stand hält.  Damit die schweizerischen Universitäten in 
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diesem Wettbewerb bestehen können, benötigen sie umfangreiche Mittel für 

Lehre und Forschung. Diese können nicht vom Staat allein aufgebracht wer-

den. Die private Wirtschaft, allen voran die Banken sollten in einem viel grös-

seren Ausmass als bisher Mittel zur Verfügung stellen. Eine Intensivierung des 

Dialogs zwischen Wirtschaft und Hochschule käme einerseits den Professoren 

und Studenten zugute, weil sie die Bedürfnisse der Wirtschaft besser kennen 

lernen würde. Andererseits könnte die Wirtschaft sich schneller mit den aus 

der Forschung gefundenen  Erkenntnissen über das Geschehen und die Mög-

lichkeiten auf den Finanzmärkteen vertraut machen. Je besser die Ausbildung 

an der Universität ist, desto besser stehen die Chancen, dass es beim nächs-

ten Jubiläum der Universität auch noch einen erfolgreichen und finanzkräftigen 

Finanzplatz Schweiz gibt.  

     

        

 

 

 

 

 

  


